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Staat und Recht im Imperialismus
Wahlrecht und Wahlstrategien
bei den USA-Präsidentschaftswahlen 1984
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Institut für Theorie des Staates und des Rechts 
der Akademie der Wissenschaften der DDR

„Die 50. Präsidentschaftswahl der Nation zeigt eine außer­
ordentliche Kollision der Ideologien, (Jie mehr Erregung 
hervorruft als irgendein Rennen um das Weiße Haus seit 
Jahren“, merkt ein namhaftes USA-Nachrichtenmagazin1 
zu den am 6. November 1984 stattfindenden Wahlen1 2 an. 
Vertreter der US-amerikanischen Politikwissenschaft mei­
nen, daß Präsident Ronald Reagan „die Klassendifferenzen, 
die sich über viele Jahre verringert hatten, wiederbelebt und 
die Teilung zwischen den Parteien verstärkt hat“3, oder sie 
sprechen gar von der Wahl 1984 als von einer „Klassen­
schlacht“.4

Richtig an derartigen Aussagen zur Spezifik der dies­
jährigen Wahlkampagne5 ist zweifellos, daß die Auseinander­
setzung zwischen den Kandidaten der zwei großen Parteien 
der USA — den Demokraten und den Republikanern — in 
diesem Jahr mehr ist als nur ein Gerangel um den Zugang 
dieser oder jener Personengruppe des Monopolkapitals zum 
mächtigsten politischen Amt der kapitalistischen Welt. Zur 
Entscheidung steht, ob der alle maßgeblichen Positionen des 
zentralen Exekutivapparates der USA kontrollierenden 
Reagan-Mannschaft, die „mit wahnwitzigem Starrsinn ei­
nen katastrophalen Kurs auf nukleare Konfrontation (ver­
folgt)“6, eine Niederlage bereitet wird oder ob sie für weite­
re vier Jahre im Amt bleibt. Das ist zugleich die Entscheidung 
darüber, ob die von der, Reagan-Regierung „als einer der ar­
beiterfeindlichsten, am meisten militaristischen und rassi­
stischen Regierungen“7 8 betriebene Politik des Kahlschlags der 
Sozialleistungen, der Pauperisierung von Millionen Menschen, 
der Einschränkung der Gewerkschafts- und Bürgerrechte fort­
gesetzt wird oder gestoppt werden kann.

Hervorstechendes Merkmal der Wahlkampagne 1984 ist ei­
ne ungewöhnliche Aktivierung der demokratischen Bewegung 
und ein erbitterter Kampf um die Wählerstimmen. Die Kom­
munistische Partei der USA hat auf ihrem XXIII. Parteitag 
im November 1983 dazu auf gerufen, eine „Volksfront zum 
Kampf gegen Reagan, den Reaganismus und die Reaganomics“ 
zu bilden, und die Delegierten des 1983 abgehaltenen Kongres­
ses der AFL/CIO, des Gewerkschaftsdachverbandes, beschlos­
sen, bei den Vorwahlen Walter Mondgle als Präsidentschafts­
kandidaten der Demokratischen Partei zu unterstützen.6

Im folgenden soll auf einige Aspekte des US-amerika­
nischen Wahlrechts und der Wahlstrategien näher eingegan­
gen werden, die in der diesjährigen Wahlkampagne auf be­
sondere Weise in den Vordergrund treten.

Neue А kzente der Delegiertenwahlen 
zu den Nationalkonventen

Die erste Etappe der Wahlkampagne 1984, die sich über ein 
halbes Jahr erstreckende Etappe der Nominierung der Prä­
sidentschaftskandidaten, fand mit der Aufstellung von Walter 
Mondale auf dem Nationalkonvent der Demokratischen Par­
tei im Juli in San Francisco und von Ronald Reagan auf 
dem Nationalkonvent der Republikanischen Partei im August 
in Dallas ihren erwarteten Abschluß. Auf Seiten der Demo­
kraten traten zunächst zehn Kandidaten an, von denen am 
Schluß noch drei im Rennen waren: Der ehemalige Vizeprä­
sident der USA Walter Mondale, Senator Gary Hart aus dem 
Bundesstaat Colorado und der angesehene afroamerikanische 
Bürgerrechtskämpfer Reverend Jesse Jackson. Bei den Repu­
blikanern blieb Ronald Reagan ohne jeden ernsthaften Kon­
kurrenten.

Über die Nominierung der Demokraten und Republikaner 
für den Nationalkonvent wird in Delegiertenwahlen entschie­
den, die nach unterschiedlichen Prozeduren von Ende Februar 
bis Anfang Juni stattfinden. Die Regeln für diese Wahlen sind 
zum Teil in Gesetzen der Einzelstaaten und zum anderen Teil 
in Richtlinien der beiden großen Parteien fixiert. Das Oberste 
Gericht der USA hat 1981 in der Sache Democratic Party of
U. S. gegen La Follette ausgesprochen, daß im Konfliktfall 
„die, Partei die Kriterien für die Auswahl der Delegierten für 
ihren Nationalkonvent bestimmen kann und jene Mandate 
nicht anzuerkennen braucht, die nicht in Übereinstimmung 
mit diesen Kriterien vergeben wurden“.9 Diese Entscheidung 
hat für die Wahlen 1984 insofern besonderes Gewicht, als von- 
der Demokratischen Partei 1982 neue Durchführungsricht­
linien für die Delegiertenwahlen herausgegeben wurden.

Die Delegierten zu den Nationalkonventen der Demokra­
ten und Republikaner werden — zumindest überwiegend — 
entweder in Primaries oder in Caucus-Wahlen gewählt. 
Primaries sind staatlich überwachte, organisierte und finan­
zierte Vorwahlen auf der Ebene der Einzelstaaten, bei denen 
die Anhänger der Demokraten bzw. Republikaner über die 
Delegierten zum Nationalkonvent und dabei auch in aller Re­
gel über deren Abstimmungsverhalten zugunsten eines der 
Präsidentschaftskandidaten entscheiden. Caucus-Wahlen sind 
von unten nach oben ablaufende Parteiwahlen, bei denen 
die Parteianhänger der Demokraten bzw. der Republikaner 
zunächst in der kleinsten lokalen Einheit (precinct) über die 
Präsidentschaftskandidaten und die sie jeweils unterstüt­
zenden Delegierten abstimmen. Diese Delegierten wählen 
im Rahmen des Bezirks (county) die Delegierten für den Par­
teikonvent auf der Ebene des Kongreß-Wahlkreises (congres­
sional-district), die wiederum die Delegierten für den Kon­
vent des Einzelstaates wählen. Dort erfolgt dann die Wahl der 
Delegierten zum Nationalkonvent.

Gegenüber 1980 ist in diesem Jahr die Zahl der Einzel­
staaten mit Primaries sowie der Prozentsatz der in ihnen 
gewählten Delegierten zurückgegangen.10 Die Demokraten 
führten Primaries in 23 Staaten, im District of Columbia, in
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Prozentsatz der Delegierten 
Zahl der Primaries aus Einzelstaaten mit Primaries

Jahr Demokraten Republikaner Demokraten Republikaner
1968 17 16 37.5

60.5
34,3

1972 23 22 52,7
1976 29 28 72,6 67,9
1980 31 35 74,7 74,3
1984 26 30 49,5 67,9


